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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Durchführung des im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik einzuführenden Integrierten Verwaltungs- und 
Kontrollsystems (GAP-Integriertes Verwaltungs- und 
Kontrollsystem-Gesetz - GAPInVeKoSG) 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 233. Sitzung am 10. Juni 2021 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Ernährung 

und Landwirtschaft – Drucksache 19/30513 (neu) – den von der Bundesre-

gierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des im Rahmen der Gemeinsamen 

Agrarpolitik einzuführenden Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems

(GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-Gesetz – GAPInVeKoSG) 

– Drucksache 19/29488, 19/30241 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 02.07.21 

Erster Durchgang: Drs. 300/21
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1. § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. „ der Vorschriften des Rechtsaktes der Europäischen Union, der die Verordnung (EU) 

Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 

Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen 

von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 637/ 2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/ 2009 des 

Rates (ABl. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 608) aufhebt, in der jeweils geltenden 

Fassung sowie der im Rahmen dieses Rechtsaktes und zu seiner Durchführung erlassenen 

weiteren Rechtsakte der Europäischen Union und der Vorschriften der Verordnung (EU) 

Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 

eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur 

Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 

und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 671) in der jeweils 

geltenden Fassung sowie der zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsakte der 

Europäischen Union hinsichtlich 

a) der der finanziellen Unterstützung durch die Europäische Union, die den 

Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemüse gewährt werden kann, soweit 

die Vergabe der Betriebsnummer nach § 7 Absatz 2 betroffen ist, 

b) der Beihilfezahlungen an anerkannte Erzeugerorganisationen im Hopfensektor, 

soweit die Vergabe der Betriebsnummer nach § 7 Absatz 1, Angaben im 

Sammelantrag nach § 5 oder Meldungen an die Bundesanstalt für Landwirtschaft und 

Ernährung betroffen sind,  

c) der flächenbezogenen Zahlungen im Weinsektor, soweit Angaben im Sammelantrag 

nach § 5, die Vergabe der Betriebsnummer nach § 7 Absatz 1, das System zur 

Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen oder die Durchführung von Kontrollen 

betroffen sind, sowie 

d) der Mitteilungen von Angaben im Tabaksektor.“ 

2. § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Fristen 

(1) Der Sammelantrag ist bis zum 15. Mai eines jeden Jahres bei der zuständigen Behörde 

einzureichen. 

(2) Fällt ein Tag, der nach diesem Gesetz als Frist bestimmt wird, auf einen Sonnabend, 

einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist an diesem Tag und nicht am 

darauffolgenden Werktag. Satz 1 gilt entsprechend für Tage, die nach einer gemäß § 17 

Absatz 1 erlassenen Verordnung als Frist bestimmt werden.“ 

3. In § 7 Absatz 1 wird nach den Wörtern „jedem Antragsteller für die in“ die Angabe „§ 1 

Absatz 1“ eingefügt.
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4. § 16 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b wird das Wort „sowie“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 

d) „ zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen 

aa) auf dem Gebiet der Wasserpolitik der Europäischen Gemeinschaft im Rahmen 

der Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327 vom 

22. Dezember 2000, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/101/EU 

(ABl. L 311 vom 31. Oktober 2014, S. 32) geändert worden ist, 

bb) auf dem Gebiet der Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen der Europäischen Gemeinschaft im Rahmen 

der Umsetzung der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 

Pflanzen (ABl. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 

2013/17/EU (ABl. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 193) geändert worden ist, und  

cc) auf dem Gebiet der Erhaltung der wildlebenden Vogelarten im Rahmen der 

Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 

vom 26. Januar 2010, S. 7), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1010 

(ABl. L 170 vom 25. Juni 2019, S. 115) geändert worden ist, und“. 
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